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 Existenzen sichern
HANDEL – Arbeitgeber in den laufenden Tarifrunden wenig einsichtig

Landauf, landab streiken derzeit die 
Beschäftigten im Handel. Denn egal 
ob Einzel- und Versandhandel oder 
Groß- und Außenhandel, die Ange-
bote der Arbeitgeber sind nicht so, 
dass sie Wertschätzung für die Ar-
beit, die die Beschäftigten der Bran-
che Tag für Tag leisten, widerspie-
geln. Im Gegenteil, bei der derzeiti-
gen Inflation müssten die rund 5 
Millionen Beschäftigten der Bran-
che Einkommensverluste hinneh-
men. 

„Die Arbeitgeber ignorieren auf 
ganzer Linie die dramatische wirt-
schaftliche Situation der Beschäftig-
ten“, sagt ver.di-Bundesvorstands-
mitglied Stefanie Nutzenberger. 
Gerade der Handel ist mittlerweile 
stark von prekärer Beschäftigung 
geprägt. Niedrige Gehälter plus 
weit verbreitete, oftmals unfreiwilli-
ge Teilzeitarbeit sorgen dafür, dass 
die Arbeit in dieser Branche schon 
heute oft nicht mehr existenzsi-
chernd ist. Und: Niedrige Gehälter 
sorgen für Altersarmut durch gerin-
ge Renten. 

In dieser Situation sind die Arbeit-
geber bei den regional geführten 
Tarifverhandlungen noch nicht ein-
mal bereit, die Inflation auszuglei-
chen. Der Unmut der Beschäftigten 
wächst daher. Das zeigt sich an der 
guten Beteiligung an den verschie-
denen Warnstreiks und Aktionen, 
mit denen sie gemeinsam mit ver.di 
ihrem Frust darüber Ausdruck ver-
leihen. Allerdings scheinen die Ar-
beitgeber diesen geballten Unmut 
nicht sehen zu wollen. Ihre Angebo-
te verbessern sie allenfalls minimal. 

Sie zeigen, wie wenig sie die be-
rechtigten Forderungen der Arbeit-
nehmer*innen ernst nehmen. 

Beispiel Groß- und Außenhandel 
in Schleswig-Holstein und Mecklen-
burg-Vorpommern: „Uns wurde im 
Norden dasselbe Angebot unter-
breitet, das die Kolleginnen und 
Kollegen in Baden-Württemberg, 
Bayern und NRW bereits abgelehnt 
hatten – wie kann man erwarten, 
dass wir hier zustimmen würden“, 
kritisiert der dortige ver.di-Verhand-
lungsführer Bert Stach die Taktik der 
Arbeitgeberseite. 

Die Streiks sind das einzige Mittel 
der Beschäftigten, auf ihre Situation 
aufmerksam zu machen und Druck 
ausüben zu können. Doch die Ar-
beitgeber versuchen, ihnen auch 
dieses Mittel noch zu nehmen. 

Mehrere regionale Arbeitgeberver-
bände behaupten, wegen der For-
derung nach Allgemeinverbindlich-
keit wären die Streiks im Handel 
rechtswidrig. „Sie versuchen mit ih-
ren Angriffen auf das Streikrecht le-
diglich von ihren Dumpingangebo-
ten und ihrer Verweigerung eines 
tragfähigen Angebots abzulenken. 
Unsere Forderungen sind allesamt 
zulässige Streikforderungen – inklu-
sive der Forderung, die Allgemein-
verbindlichkeitserklärung der abzu-
schließenden Tarifverträge gemein-
sam zu beantragen“, so Stefanie 
Nutzenberger. Das haben mittler-
weile auch verschiedene Gerichte 
bestätigt. Die Beschäftigten werden 
deshalb weiter für die Sicherung 
ihrer Existenz kämpfen.

 Heike Langenberg
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…nimmt ver.di die Tarif-
verhandlungen mit der 
Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder auf. Es geht 
um die Löhne und Gehäl-
ter der 1,2 Millionen Tarif-
beschäftigten. ver.di star-
tet am 14. August auf 
zusammen-geht-mehr.
verdi.de eine Beschäftig-
tenbefragung. Für Kol-
leg*innen aus der Stra-
ßenbauverwaltung gibt es 
eine eigene Befragung 
auf Papierbögen, ebenso 
für die Kolleg*innen in 
den Stadtstaaten und 
die Beschäftigten im 
 Sozial- und Erziehungs-
dienst. Studentische Be-
schäftigte können unter 
tarifrebellion.de/ 
forderungsfindung_
tvstud_2023 ihre Mei-
nung abgeben. Gefragt 
wird, für welche Forde-
rung sich die Landesbe-
schäftigten einsetzen wol-
len, egal ob sie ver.di-Mit-
glied sind oder noch 
nicht. 

 

Sonnenbrand
 
„Jeden Sommer sind es 
dieselben Arschbom-
ben, mit denen der 
Diskurs verwässert 
wird. In der Mischung 
aus saisonalem 
Opportunismus und 
schwitziger Anbiede-
rung an die Wähler-
schaft entsteht ein 
Sommerlochpopulis-
mus, der so erfrischend 
ist wie Sonnenbrand.“ 

Samira El Ouassil kritisiert 
in ihrer „Spiegel“-Kolum-
ne „Pseudo-Debatten“ 
um Schwimmbad-Gewalt 
und Asylrecht

https://news.verdi.de
https://zusammen-geht-mehr.verdi.de
https://zusammen-geht-mehr.verdi.de
https://tarifrebellion.de/forderungsfindung_tvstud_2023
https://tarifrebellion.de/forderungsfindung_tvstud_2023
https://tarifrebellion.de/forderungsfindung_tvstud_2023
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Statt fünf nur vier Tage die Woche 
arbeiten – das wär‘s. Am 29. Juli 
sprach die Wirtschaftswissenschaft-
lerin Jana Costas auf Spiegel online 
über das Thema: „Wenn Gewerk-
schaften weniger Arbeit für den Ein-
zelnen fordern, wollen sie auch Jobs 
für möglichst viele erhalten. Also 
das, was da ist, solidarisch vertei-
len. Darum geht es gut bezahlten 
Wissensarbeitern, die weniger ar-
beiten wollen, vermutlich eher 
nicht“, so Costas. Allerdings hieße 
das nicht unbedingt, dass die nur 
an sich selbst dächten. Gerade 
Frauen kümmerten sich an dem zu-
sätzlichen freien Tag oft um die Fa-
milie. 

Doch nicht nur ein weiterer freier 
Tag wird dieser Tage gefordert. We-
gen der zunehmenden Hitze im 
Sommer fordern Amtsärzte auch in 
Deutschland eine mehrstündige Si-
esta für Beschäftigte. Die Rheini-
sche Post berichtet am 19. Juli 
auch, dass sich die Gewerkschaften 

der Forderung anschließen. „Wir 
sollten uns bei Hitze an den Arbeits-
weisen südlicher Länder orientie-
ren: Früh aufstehen, morgens pro-
duktiv arbeiten und mittags Siesta 
machen“, wird der Vorsitzende des 
Bundesverbands der Ärztinnen und 
Ärzte des öffentlichen Gesundheits-
dienstes (BVÖGD) zitiert. Der Vorsit-
zende der IG BAU, Robert Feiger, 
fordert für die Menschen, die drau-
ßen arbeiten, darüber hinaus auch 
Hitzefrei: „Bei diesen Temperaturen, 
bei denen das Thermometer mittler-
weile die 40 Grad-Grenze immer 
wieder schrammt, gibt es nur eines: 
runter vom Bau, vom Feld, von der 
verschmutzten Dachterrasse. Für 
die fehlende Arbeitszeit sollte mit 
staatlichen Hilfen Ausfallgeld be-
zahlt werden.“

In Hollywood wird gerade bei 
solch sengender Hitze gestreikt. 
Die Fronten zwischen Drehbuchau-
tor*innen und Schauspieler*innen 
und auf der anderen Seite der Film-

industrie sind verhärtet. Die Süd-
deutsche Zeitung stellt am 21. Juli 
den Schlichter vor, der nun 
 ver mitteln soll: Netflix-Chef Ted 
 Sarandos. „Ich bin in einer Ge-
werkschaftsfamilie aufgewach-
sen“, sagt der und erinnert sich 
sogar an den Namen der Gewerk-
schaft, weil der Vater mehr als ein-
mal gestreikt hätte. „Diese Ge-
werkschaft war Teil unseres Le-
bens. Ich weiß deshalb, was für 
eine Bürde so ein Streik für eine 
Familie ist, finanziell wie emotio-
nal.“ Über den 58-Jährigen heißt es 
weiter: „Er ist ein gewiefter, ausge-
buffter Geschäftsmann, der aber 
im Grunde seines Herzens ein Film- 
und Serienfreak ist, tatsächlich al-
les guckt und selbst mit Details von 
Produktionen derart vertraut ist, 
dass er die Sorgen, Ängste und 
Nöte der Beteiligten versteht.“ Wir 
schlagen fürs Happyend vor: Vier-
Tage-Woche, Siesta, Hitzefrei und 
ordentliche Löhne!   Petra Welzel 

D I E  P R E S S E - S H O W  ....................................................................................................................

 Zeit- und wirkungsgleich
BEAMT*INNEN – Beschlussfassung durch den Bundestag erst Ende September

(pm) Mitte Juli hat das Bundeskabi-
nett den Entwurf für ein Besol-
dungsanpassungsgesetz beschlos-
sen. Die parlamentarische Be-
schlussfassung soll nach der Som-
merpause erfolgen, vermutlich aber 
erst Ende September. Der Gesetz-
entwurf sieht eine zeit- und wir-
kungsgleiche Übertragung des Ta-
rifabschlusses vom 22. April 2023 
für die Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes von Bund und Kom-
munen vor. Den Beamt*innen, Rich-
ter*innen und Soldat*innen soll 
dem Gesetzentwurf zufolge ab dem 

1. März 2024 ein Sockelbetrag in 
Höhe von 200 Euro gezahlt werden. 
Die angehobene Besoldung wird 
dann zusätzlich um 5,3 Prozent er-
höht. Hierbei wird ein Abzug für die 
Versorgungsrücklage in Höhe von 
0,2 Prozentpunkten berücksichtigt, 
was ver.di wiederholt kritisiert hat.

Ebenfalls Gegenstand des Besol-
dungs- und Versorgungsanpas-
sungsgesetzes wird die Regelung 
zur Zahlung einer steuerfreien Infla-
tionsausgleichsprämie in Höhe von 
insgesamt 3000 Euro in mehreren 
Tranchen. Für den Monat Juni 2023 

ist eine Zahlung in Höhe von 1240 
Euro geplant sowie für die Monate 
Juli 2023 bis Februar 2024 monat-
lich jeweils 220 Euro.

Für Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger wird 
hinsichtlich der Höhe der individuel-
le Ruhegehaltssatz angesetzt. Wir 
erwarten vom Bund, dass jetzt so 
schnell wie möglich damit begonnen 
wird, Abschlagszahlungen zu leis-
ten, damit vor allem für die Beschäf-
tigten in den unteren Besoldungs-
gruppen zügig die Inflationsfolgen 
abgefedert werden“, so Behle.

Barrieren abbauen

(pewe) Wie fühlt es sich 
an, wenn alles um einen 
herum immer nur 
schwarz ist? Menschen, 
die sehen können, ha-
ben kaum Vorstellungen 
davon, was es heißt, 
kein Augenlicht zu ha-
ben. Die Ausstellung 
„Innoklusio“ bietet ihren 
Besucher*innen die 
Möglichkeit, mit einem 
Blindenstock an der 
Hand und einem blin-
den Guide in einer 
„Black Box“, einem 
komplett abgedunkelten 
Raum, für eine Weile 
nachzuvollziehen, wie 
es ist, Nichts zu sehen. 
Jeder sechste Mensch in 
Deutschland lebt mit 
einer Behinderung. 
Doch nur 57 Prozent der 
Menschen mit Behinde-
rungen im erwerbsfähi-
gen Alter arbeiten auch. 
Um mehr Menschen mit 
Behinderung in der Ar-
beitswelt einen Platz zu 
bieten, dafür ist diese 
Wanderausstellung ent-
wickelt worden. In vor-
erst 14 Unternehmen, 
ist sie seit Mai unter-
wegs.
Fünf begehbare Kuben 
wie die Black Box mit 
Medienstationen und 
Lernspielen zum Thema 
Inklusion stehen bereit. 
Es wird u.a. gefragt, 
was man zu Behinde-
rungen weiß. Die we-
nigsten dürften wissen, 
dass die häufigste Ursa-
che für Behinderung ein 
Schlaganfall ist. Oft sind 
es auch Schicksalsschlä-
ge wie ein Unfall, die 
Menschen vor Barrieren 
stellen, die sie zuvor 
ohne Rollstuhl nicht 
wahrgenommen haben. 
Die Ausstellung möchte 
so auf Vorurteile, Miss-
stände und Möglichkei-
ten aufmerksam ma-
chen – für Beschäftigte 
und Unternehmen.
innoklusio.de 

A U S S T E L L U N G

 Historischer Tiefstand droht
WOHNUNGSBAU – Zahl der Fertiggestellten Wohneinheiten sinkt

(pm) Beim Wohnungsbau in 
Deutschland drohen wegen der ho-
hen Zinsen und Baukosten 2023 
und insbesondere 2024 drastische 
Einbrüche. So könnte die Zahl der 
neu fertiggestellten Wohneinheiten 
in Mehr- und Einfamilienhäusern 
von 295 000 im Jahr 2022 auf im 
schlechtesten Fall schätzungsweise 

223 000 in diesem und nur noch 
177 000 im kommenden Jahr sin-
ken. Zu diesen Ergebnissen kommt 
eine neue Studie des Instituts für 
Makroökonomie und Konjunktur-
forschung (IMK) der Hans-Böckler-
Stiftung. Damit könnte 2024 fast 
wieder der historische Tiefststand 
von 2009 erreicht werden – und 

das von der Bundesregierung ange-
strebte Ziel von jährlich 400 000 
neuen Wohnungen läge in weiter 
Ferne. Angesichts solcher Aussich-
ten sollten die Ausgaben für öffent-
lich geförderten Wohnungsbau er-
höht und die Strukturen für eine 
schnellere Umsetzung gestärkt wer-
den, empfehlen die Forschenden.

https://innoklusio.de
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 Bitter notwendig
MINDESTLOHN – Vorgeschlagene Erhöhung gleicht Inflation nicht aus 

(pm) Ende Juni hat die Mindest-
lohn-Kommission ihren Vorschlag 
für die Anpassung des Mindest-
lohns gemacht. Er soll von derzeit 
12 Euro zum 1. Januar 2024 auf 
12.41 Euro und zum 1. Januar 2025 
auf 12,82 Euro steigen. Dieser Be-
schluss wurde gegen die Stimmen 
der Gewerkschaftsvertreter*innen 
in der Kommission gefasst. Sie ha-
ben eine eigene Stellungnahme 
zum Beschlusstext der Kommission 
abgegeben. Danach muss der Min-
destlohn mindestens auf 13,50 
Euro pro Stunde angehoben wer-
den, um den gesetzlich geforderten 
Mindestschutz zu gewährleisten 
und einen Ausgleich der Inflation zu 
erreichen. Das hätten jedoch die 
Vertreter*innen der Arbeitgeber 
und die Kommissionsvorsitzende 
verweigert. Sie hatten sich zudem 
nicht an dem seit Oktober gelten-

den Mindestlohn von 12 Euro pro 
Stunde orientiert, sondern sind von 
der zuletzt durch sie vorgeschlage-
nen Erhöhung auf 10,45 Euro zum 
1. Juli 2022 ausgegangen.

Wenn die Ende vergangenen Jah-
res in Kraft getretene EU-Mindest-
lohnrichtlinie bis November 2024 in 
nationales Recht umgesetzt wird, 
müsste der Mindestlohn nach der-
zeitigem Stand in Deutschland min-
destens 14 Euro pro Stunde betra-
gen. Die Richtlinie sieht einen ge-
setzlichen Mindestlohn in Höhe von 
mindestens 60 Prozent des nationa-
len Lohnmittels vor. Der ver.di-Vor-
sitzende Frank Werneke forderte die 
Bundesregierung auf, die EU-Min-
destlohnrichtlinie konsequent um-
zusetzen und kritisierte die Empfeh-
lung der Kommission: „Eine derart 
geringe Erhöhung verschärft die 
Probleme der Menschen, die mit ih-

rer Arbeit ein auskömmliches Leben 
finanzieren müssen, und geht an 
der Realität der hohen Preise für Le-
bensmittel und Energie vorbei.“ Bei 
der Schaffung des gesetzlichen Min-
destlohns sei der Gedanke nachvoll-
ziehbar gewesen, die nachfolgen-
den Erhöhungsschritte auf Grund-
lage von Empfehlungen einer durch 
Vertreter*innen der Tarifpartner zu-
sammengesetzten Kommission vor-
zunehmen. „Dieses Prinzip funktio-
niert jedoch nur so lange, wie das 
Wirken aller Mitglieder der Mindest-
lohnkommission durch Verantwor-
tungsbewusstsein und Empathie 
gekennzeichnet ist. Die jetzige Ent-
scheidung der Kommission führt je-
doch zu massiven Reallohnverlusten 
und stürzt unzählige Menschen in 
eine Krise. Wenn die Mindestlohn-
kommission so versagt, ist der Ge-
setzgeber gefordert”, so Werneke.

 Kaufkraft eingebüßt
REALLÖHNE – Steigende Gewinnmargen verschärfen Inflationsdynamik

(pm) Die Beschäftigten in der EU 
haben im vergangenen Jahr erheb-
lich an Kaufkraft eingebüßt: In 26 
von 27 EU-Ländern sind die Real-
löhne 2022 gesunken, im EU-Mittel 
betrug der Rückgang 4,0 Prozent. 
Besonders deutliche Verluste gab es 
in Estland (9,3 Prozent), Griechen-
land (8,2 Prozent) und Tschechien 
(8,1 Prozent). Deutschland lag mit 
einem Rückgang von 4,1 Prozent 
nahe am Durchschnitt der EU. Das 
ergibt der neue Europäische Tarif-
bericht des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts (WSI) 
der Hans-Böckler-Stiftung.

Schuld am bisher beispiellosen Ein-
bruch der Reallöhne sind danach 
die hohen Inflationsraten. Während 
diese zunächst von höheren Import-
preisen für fossile Energieträger und 
Nahrungsmittel getrieben wurden, 
tragen inzwischen steigende Unter-
nehmensgewinne erheblich zum 
Preisauftrieb bei, analysiert das WSI. 
EU-weit stiegen die Kapitalstück-
kosten, umgangssprachlich auch als 
Gewinninflation bezeichnet, im ver-
gangenen Jahr um 7,0 Prozent und 
damit deutlich schneller als die 
Lohnstückkosten (3,3 Prozent). Die 
höheren Gewinne gehen darauf zu-

rück, dass Unternehmen ihre Preise 
stärker angehoben haben, als dies 
aufgrund gestiegener Kosten ei-
gentlich notwendig gewesen wäre. 

Aufgrund des Ungleichgewichts 
zwischen Lohn- und Gewinnent-
wicklung ist der Anteil der Löhne 
am Volkseinkommen spürbar zu-
rückgegangen. 
THILO JANSSEN, MALTE LÜBKER: 
EUROPÄISCHER TARIFBERICHT DES 
WSI 2022/2023: INFLATIONS-
SCHOCK LÄSST REALLÖHNE 
EUROPAWEIT EINBRECHEN, 
WSI-REPORT 86, JULI 2023,  
KURZELINKS.DE/fytg

Weit weg von einer Revolution
KRANKENHAUSREFORM – ver.di kritisiert Eckpunktepapier von Bund und Ländern

(pm) Am 10. Juli haben Bund und 
Länder ein Eckpunktepapier zur 
Krankenhausreform beschlossen. 
ver.di forderte, die Kliniken jetzt fi-
nanziell zu unterstützen. „Keine Kli-
nik darf aus akuter wirtschaftlicher 
Not geschlossen werden, bevor die 
Reform überhaupt greifen kann“, 
sagte ver.di-Bundesvorstandsmit-
glied Sylvia Bühler. Das Vertrauen 

dürfe nicht verspielt werden, dass 
Kliniken, die für die wohnortnahe 
Versorgung gebraucht werden, be-
stehen bleiben.

Bühler bedauerte, dass Bund und 
Länder das System der Fallpauscha-
len nicht vollständig abschaffen 
wollen. „Der gefundene Kompro-
miss ist weit weg von einer Revolu-
tion“, so die Gewerkschafterin. Es 

sei überfällig, wirtschaftlichen 
Druck von den Kliniken zu nehmen. 
Ob das durch die 60 Prozent Vor-
haltepauschalen erreicht werden 
kann, könne erst bewertet werden, 
wenn die konkrete Ausgestaltung 
bekannt sei. ver.di kritisiert zudem, 
dass der Druck zur Senkung der Per-
sonalkosten außerhalb der Pflege 
am Bett bestehen bleibt.

Stellungnahme 
der Arbeitneh-
mer*innenseite 

1.  Um den vom Mindest-
lohngesetz geforderten 
Mindestschutz und ei-
nen Ausgleich der In-
flation zum Erhalt der 
Kaufkraft für die un-
tersten Einkommens-
bezieher*innen zu ge-
währleisten, hätte nach 
Ansicht der Vertre-
ter*innen der Gewerk-
schaften der Mindest-
lohn deutlich, zumin-
dest auf 13,50 Euro 
steigen müssen. Die 
Arbeitgeber und die 
Vorsitzende der Kom-
mission haben sich 
dem verweigert.

2.  Die Gewerkschaften 
kritisieren zudem, dass 
die Arbeitgeber als Ba-
sis für die nächste Er-
höhung nicht den aktu-
ell geltenden Mindest-
lohn von 12 Euro zur 
Grundlage nehmen, 
sondern den vom Ge-
setzgeber abgelösten, 
zuvor geltenden Min-
destlohn in Höhe von 
10,45 Euro als Aus-
gangspunkt genommen 
haben. Dies missachtet 
die Intention des Ge-
setzgebers, der bereits 
vor dem sprunghaften 
Anstieg der Inflation 
den Mindestschutz der 
Beschäftigten mit der 
Anhebung auf 12 Euro 
gewährleisten wollte. 
Diesem Willen des Ge-
setzgebers werden die 
nun beschlossenen Er-
höhungsschritte nicht 
gerecht.

3.  Spätestens bis Ende 
2024 muss die EU-Min-
destlohnrichtlinie in 
nationales Recht um-
gesetzt werden, wo-
nach die Mindestlöhne 
in der Europäischen 
Union mindestens 60 
Prozent des Median-
lohns von Vollzeitbe-
schäftigten erreichen 
sollen. Dies würde ei-
nem Mindestlohn in 
Höhe von mindestens 
14 Euro entsprechen.

W O R T L A U T

https://kurzelinks.de/fytg
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CONDOR FLUGDIENST GMBH – 
(pm) Die rund 3000 Kabinen und 
rund 500 Bodenbeschäftigten der 
Condor Flugdienst GmbH erhalten 
mehr Geld. Die Gehälter werden in 
mehreren Schritten tabellenwirksam 
um mindestens 17 Prozent angeho-
ben. Die untersten Gehaltsgruppen 
bekommen einen Sockelbetrag von 
415 Euro. Zudem wird eine Inflati-
onsausgleichsprämie in Höhe von 
3000 Euro gezahlt. Leitende Flugbe-
gleiter*innen bekommen zwei neue 
Gehaltsstufen, Flugbegleiter*innen 
ohne Leitungsfunktion sogar bis zu 
drei neue Endstufen in der Gehalts-
struktur. Durch eine neue Berech-
nung der Betriebszugehörigkeit und 
damit verbundenen mehrfachen 
Sprüngen in der Gehaltsstruktur 
kommen bis zum Ende der Laufzeit 
einige Beschäftigtengruppen auf bis 
zu 34 Prozent mehr Gehalt. 

Darüber hinaus wurden weitere 
strukturelle Fortschritte zur Stabili-
sierung des Flugbetriebs sowie zur 
Vergütung von Mehrarbeit erzielt. 
Sollte die Inflation in den kommen-
den Jahren über sieben Prozent lie-
gen, wird diese durch einen zusätz-
lich vereinbarten sogenannten In-
dexlohn ausgeglichen. Mit diesem 
Schritt haben die Tarifpartner eine 
Reallohnerhöhung sichergestellt. 

In diesem Zusammenhang konnte 
auch die Condor Technik GmbH 
erstmals durch ver.di tarifiert wer-
den. Die finale redaktionelle Ausge-
staltung der Tarifverträge in allen 
Bereichen findet in den nächsten 
Wochen statt. 

Condor unterhält Stationierungs-
orte an den Flughäfen Frankfurt/
Main, München, Düsseldorf, Stutt-
gart, Leipzig/Halle, Hamburg und 
Zürich und fliegt saisonal weitere 
Flughäfen in Deutschland an. 

TARIFGEMEINSCHAFT TÜV BUND 
– (pm) 70 Prozent der befragten 
ver.di-Mitglieder bei der Tarifge-
meinschaft TÜV Bund haben sich für 
die Annahme des Tarifergebnisses 
ausgesprochen. Danach werden die 
Tabellenwerte rückwirkend 1. Juli um 
5,1 Prozent erhöht. Zum 1. Septem-
ber 2024 werden sie um weitere 4,3 
Prozent erhöht. Als Inflationsaus-
gleichsprämie werden im Juli 2023 
und 2024 jeweils 1500 Euro ausge-
zahlt, Teilzeitkräfte erhalten jeweils 
mindestens 500 Euro. Die Tarifge-
meinschaft TÜV Bund besteht aus 
den großen TÜV Betrieben TÜV Nord, 
TÜV Hessen und der Gesellschaft 
für  Anlagen- und Reaktorsicherheit 
mbH (GRS) mit insgesamt etwa 7000 
Tarifbeschäftigten im Inland.

PARITÄTISCHE TARIFGEMEIN-
SCHAFT BRANDENBURG – (pm) 
ver.di und die Paritätische Tarifge-
meinschaft Brandenburg (PTG) sich 
auf eine Tarifeinigung verständigt. 
Die Tariferhöhung beträgt für die 
Beschäftigten mindestens 10,5 Pro-
zent ab dem 1. Januar 2024. Zu-
sätzliche Entgelterhöhungen für Be-
schäftigte mit langer Beschäfti-
gungsdauer können jedoch zu Ge-
haltssteigerungen von bis zu 16 
Prozent führen. Für die Beschäftig-
ten in der Hauswirtschaft in der am-
bulanten Pflege steigt das Entgelt 
sogar um bis zu 20 Prozent. Das 
niedrigste Stundenentgelt beträgt 
zukünftig 13,94 Euro. Damit wird 
die Gehaltsstruktur in der PTG wei-
ter an den Tarifvertrag des öffentli-
chen Dienstes (TVöD) herangeführt, 
der in der Wohlfahrtspflege den 
Referenztarifvertrag darstellt.

Die PTG ist mit rund 3500 Be-
schäftigten und 29 Unternehmen 
und Verbände der größte Arbeitge-
berverband für freie Träger im Land 
Brandenburg. Die 29 Mitgliedsein-
richtungen erbringen Leistungen 
unter anderem im Bereich der Lang-
zeit- und Altenpflege, Kindertages-
stätten, Kinder- und Jugendhilfe, 
Behindertenhilfe, freie Schulen und 
der Sozialen Arbeit.

T A R I F L I C H E S  ....................................................................................................................................

Angebot ist inakzeptabel 
GALERIA KARSTADT KAUFHOF – Auch die siebte Verhandlungsrunde brachte keinen Durchbruch 

(pm) Auch in der siebten Verhand-
lungsrunde hat die Arbeitgeberseite 
von Galeria Karstadt Kaufhof (GKK) 
keine verbindlichen Einkommens-
entwicklungen für die Beschäf tigten 
in Aussicht gestellt. „Das  Angebot 
von Galeria ist für die ver.di-Bundes-
tarifkommission völlig inakzepta-
bel“, sagte ver.di-Verhandlungsfüh-
rer Marcel Schäuble. Gerade die 
Beschäftigten, die in den zurücklie-
genden Jahren und jetzt auf viel 
Geld verzichtet hätten, treffe die In-
flation umso härter. Ohne verbindli-
che Entgeltanpassungen in den 
kommenden Jahren werde sich die 
finanzielle Lage der Beschäftigten 
nochmal dramatisch verschärfen. 

Derzeit liegt das Einkommen der 
Beschäftigten bei Galeria auf dem 
Niveau des abgesenkten Entgeltes 
(Stand Oktober 2022) vor Einleitung 
des Insolvenzverfahrens. Mit den 

bis dahin geltenden Entgelten, die 
im sogenannten Integrations- und 
Sozialtarifvertrag geregelt waren, 
„liegen die Einkommen in der Ent-
geltgruppe der Verkäufer/in monat-
lich um fast 500 Euro niedriger als 
beim Flächentarifvertrag“, so 
Schäuble. Viele Beschäftigte hätten 
schon jetzt kein frei verfügbares 
Einkommen mehr und kehrten dem 
Unternehmen wegen Perspektivlo-
sigkeit den Rücken, da sie bei Wett-
bewerbern zu besseren Konditionen 
eine Anstellung finden. 

„Klar ist: Die Beschäftigten wer-
den GKK durch weiteren Gehalts-
verzicht nicht retten können. Wenn 
dies das einzige Konzept für Kosten-
ersparnis ist, hat GKK ein falsches 
Konzept. Das Unternehmen muss 
endlich Konzepte entwickeln, die es 
zukunftsfähig im Handel aufstellt. 
Mit mehr Personal kann der Umsatz 

auch besser abgeschöpft werden: 
Momentan legen die Kunden ihre 
Ware wieder zurück, weil die Kas-
senschlange zu lang ist und die 
Ware nicht in den Laden gebracht 
werden kann – aus Personalman-
gel“, sagte der Gewerkschafter. 

„Das Einkommensniveau könnte 
mit einem Tarifabschluss im Einzel-
handel nur noch rund drei Viertel 
des Flächentarifvertrages betragen. 
Wenn bei Galeria daher jetzt keine 
verbindlichen Lohnanpassungen er-
folgen, verschärft sich die Abwan-
derung aus dem Unternehmen wei-
ter. Ohne marktgerechte und wett-
bewerbsfähige Entgelte für Fach-
kräfte in der Einzelhandelsbranche 
gefährdet das Unternehmen sich 
selbst in der Substanz. Deshalb er-
warten wir in der achten Runde 
ein  verhandlungsfähiges Angebot“, 
sagte der ver.di-Verhandlungsführer.

Ohne uns kein 
Höhenflug

(pm) Anfang Juli haben 
die Beschäftigten der 
Lufthansa mit einem 
bundesweiten Aktions-
tag an den deutschen 
Flughäfen den Druck 
auf die Arbeitgeber er-
höht. Der Konzern wird 
insbesondere für seine 
Personalstrategie kriti-
siert. Über Monate 
schon treibt ein hoher 
Personalmangel – ver-
ursacht vom Manage-
ment unter anderem 
durch Personalabbau in 
der Krise – die Beschäf-
tigten in die Überlas-
tung. ver.di fordert mit 
den Beschäftigten von 
der Lufthansa größere 
Investitionen ins Perso-
nal. Dazu gehören 
schnellere Neueinstel-
lungen, eine Inflations-
ausgleichsprämie von 
3000 Euro, moderne 
Arbeitsplätze und gute 
Tarifverträge. ver.di-Kon-
zernbetreuer Marvin 
Reschinsky weist darauf 
hin, dass die Beschäftig-
ten in den Corona-Jah-
ren auf Teile ihres Ein-
kommens verzichtet 
haben, um zur Rettung 
des in die Krise gerate-
nen Konzerns beizutra-
gen. Angesichts der frü-
hen Rückkehr in die Ge-
winnzone, fordert ver.di 
nun Verhandlungen 
über eine Inflationsaus-
gleichsprämie in Höhe 
von 3000 Euro. Der 
Konzern hat die Forde-
rung vorerst abgelehnt 
und auf spätere Tarifver-
handlungen verwiesen. 
Fast zeitgleich nach der 
Ablehnung wurden in 
der Hauptversammlung 
des Konzerns die Ober-
grenzen der Vorstands-
vergütung um 30 Pro-
zent erhöht. Dieser 
 Vorgang löste bereits 
innerbetriebliche Pro-
testaktionen aus.

A K T I O N S T A G
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 Erneuter Streik an der A5 
TRANSPORT – Arbeitgeber zahlen Entlohnung verspätet und oft nicht voll aus 

(pm) Erneut versammeln sich pro-
testierende Lkw-Fahrende an den 
Raststätten Gräfenhausen, erneut 
richtet sich ihr Protest auch gegen 
die polnische Mazur-Gruppe. Ende 
Juli waren es bereits rund 130 Pro-
testierende, überwiegend aus zen-
tralasiatischen Ländern. Damit 
 waren die Raststätten auf beiden 
Seiten der A5 überfüllt, aber es 
kommen immer weitere hinzu.  

Die meisten der Fahrer haben 
seit Mai kein Gehalt mehr bekom-
men. Kolleg*innen von der nieder-
ländischen Gewerkschafts-Stiftung 
RTDD (Road Transport Due Dili-
gence) konnten bereits den ersten 
von ihnen bei den Verhandlungen 
mit der Mazur-Gruppe helfen. 

„Dass immer wieder Fahrer aus 
Europa nach Deutschland kommen 
müssen, um für ihr gutes Recht zu 
demonstrieren, darf nicht zur Re-
gel werden“, sagte die stellvertre-
tende ver.di-Vorsitzende Andrea 
Kocsis. Sie forderte, dass alle Be-
teiligten der Lieferkette ihre Ver-
antwortung ernst nehmen müss-
ten, um Sozial-Dumping und Aus-

beutung bereits im Vorfeld zu ver-
hindern. 

Im April dieses Jahres hatten 
erstmals rund 60 Lkw-Fahrende in 
Gräfenhausen protestiert. Nach 
wochenlangen Verhandlungen, 
Unterstützung durch ver.di, DGB 
und das Netzwerk Faire Mobilität 
und die internationale Gewerk-
schaftsbewegung, aber auch durch 
Solidaritätsbekundungen und -be-
suche von Politiker*innen war es 
ihnen gelungen, ihre Ansprüche 
durchzusetzen.  

Geringe Kontrolldichte

„Die Unternehmen, die den Güter-
transport beauftragen, haben eine 
Verantwortung für alle Beteiligten 
der Lieferkette. Politik und Kontroll-
behörden haben diese ebenfalls, 
nehmen sie aber nicht ausreichend 
wahr, indem mangels schützender 
Gesetze und viel zu geringer Kon-
trolldichte hingenommen wird, 
dass  der Straßengütertransport in 
Deutschland tausendfach pro Tag 
illegal abläuft“, so Kocsis. 

Der Straßengütertransport in 
Deutschland und Europa müsse so 
organisiert werden, dass Menschen 
nicht ausgebeutet werden und der 
Auftraggeber Verantwortung über-
nimmt. Das Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz sieht dies bislang 
nur für Unternehmen ab 3000 Be-
schäftigten vor. Eine Ausweitung, 
auch auf kleinere Unternehmen, 
müsse schnell erfolgen, da ohne ge-
setzliche Regelung offenbar kein 
Einsehen in der Wirtschaft besteht. 

Auch ver.di, der DGB und Faire 
Mobilität unterstützen die Protes-
tierenden vor Ort.  Zeitungsberich-
ten zufolge wird derzeit nach ei-
nem Ausweichquartier gesucht. 

Alle Protestierenden haben nach 
Angaben des DGB angegeben, 
dass sie ihr Geld nur mit Verzöge-
rung bekommen. Häufig werde 
dann nicht die volle Summe ausge-
zahlt. Nachfragen würden von der 
Geschäftsführung nicht beantwor-
tet oder sie verweist auf Schäden 
an den Fahrzeugen, für die aber 
keine Nachweise vorgelegt wer-
den. 

 Erfolg für die ver.di-Liste 
TELUS – Arbeitgeber versucht vergeblich, die Betriebsratswahl zu beeinflussen 

(rs) 14 von 17 Mandaten hat die 
ver.di-Liste bei der ersten Betriebs-
ratswahl von Telus gewonnen. Dort 
arbeiten überwiegend Content- 
Moderator*innen im Auftrag von 
Techkonzernen wie Google, Meta 
oder Twitter und anderen. Nach ei-
nem Bericht über die extrem be-
lastenden Arbeitsbedingungen vor 
dem Bundestagsausschuss für Digi-
tales, war der Vorsitzende des 

Wahlvorstands, Cengiz Haksöz, von 
der Arbeit freigestellt worden. Er 
wurde ihm auch verboten, die Fir-
menräume zu betreten. (ver.di news 
berichtete) Dank der Unterstützung 
durch ver.di hatte er schließlich 
wieder Zugang zu seiner Arbeits-
stätte bei Telus International in Es-
sen erhalten und die Wahl konnte 
wie geplant abgehalten werden. 
Jedoch versuchte der Arbeitgeber 

weiter, die Wahl zu beeinflussen. 
Nur einen Tag vor der Wahl warnte 
er die Beschäftigten in einer E-Mail 
davor, die ver.di-Liste zu wählen. 
Eine Stimme für die Gewerkschaft 
hätte weitreichende Folgen und 
könne den Verlust des Arbeitsplat-
zes und Lebensunterhaltes bedeu-
ten. Eine Mail ähnlichen Inhalts 
war bereits zwei Wochen zuvor 
verschickt  worden.

 Hoher Krankenstand 
ÖFFENTLICHE BÄDER – Folgen jahrelanger Sparpolitik deutlich spürbar 

(pm) Sommerzeit, Schwimmbadzeit. 
Doch die Schlagzeilen der vergange-
nen Woche waren nicht immer posi-
tiv, in sommerlichen Spitzenzeiten 
treten die Probleme in den öffentli-
chen Bädern offen zu Tage. Für die 
stellvertretende ver.di-Vorsitzende 
Christine Behle zeigt das auf, was in 
den vergangenen Jahren versäumt 

wurde: „Die Schwimmbäder wurden 
auf Kosten der Beschäftigten und 
der Badegäste zusammengespart.“ 

Wie in den vergangenen Jahren 
hätten die Betreiber bereits vor Sai-
sonbeginn beklagt, dass sich zu we-
nig Personal für die Beaufsichti-
gung und das Betreiben der Freibä-
der finden lasse. Zudem sei es 

schwierig, qualifiziertes Stammper-
sonal oder auch Auszubildende für 
den Beruf zum Schwimmmeister 
(Fachangestellter für Bäderbetriebe 
[FAB]) und Beschäftigte für andere 
Bereiche wie Service und Technik zu 
finden. Behle forderte die Kommu-
nen auf, mehr in die Beschäftigten 
und die Bäder zu investieren. 

Keine 
 Wiederholungen
Im Frühjahr klang es wie 
ein Erfolg. Nach einem 
längeren Streik an der 
Raststätte Gräfenhausen 
haben Lkw-Fahrende aus 
Mitteleuropa den ihnen 
zustehenden Lohn aus-
gezahlt bekommen. Der 
Arbeitgeber, eine polni-
sche Spedition, hatte un-
ter dem großen öffentli-
chen Druck eingelenkt. 
Offenbar dennoch ohne 
bleibenden Eindruck. 
Denn erneut streiken 
 Trucker*innen in Gräfen-
hausen und anderen 
Raststätten, weil sie wie-
der ihren Lohn nicht oder 
nur unvollständig ausge-
zahlt bekommen. Sie sol-
len mit den Fahrzeugen 
nach Polen kommen, da 
würde man das klären, 
heißt es von Seiten der 
Spedition, doch der trau-
en die Wartenden längst 
nicht mehr. Sie hoffen, 
erneut mit internationaler 
gewerkschaftlicher Unter-
stützung zu ihrem Recht 
zu kommen, wollen die 
Lkw als eine Art Pfand in 
der Hinterhand halten. 
Aber es ist ein Konflikt, 
der nicht nur die Fahren-
den und die Speditionen 
betrifft. Auch die Auftrag-
gebenden, deren Güter 
quer durch Europa trans-
portiert werden, müssen 
Verantwortung überneh-
men. Und die Politik muss 
auf europäischer Ebene 
dafür Sorgen, das sich 
diese Situation nicht im-
mer wiederholen kann.

K O M M E N T A R

HEIKE LANGENBERG IST 
DIE VERANTWORTLICHE 
REDAKTEURIN DER VER.DI 
NEWS
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VIDEOAUFNAHMEN FÜHRTEN 
ZUR KÜNDIGUNG – (bag) In ei-
nem Kündigungsschutzprozess be-
steht grundsätzlich kein Verwer-
tungsverbot in Bezug auf solche 
Aufzeichnungen aus einer offenen 
Videoüberwachung, die vorsätzlich 
vertragswidriges Verhalten des Ar-
beitnehmers belegen sollen. Das 
gilt auch dann, wenn die Überwa-
chungsmaßnahme des Arbeitge-
bers nicht vollständig im Einklang 
mit den Vorgaben des Daten-
schutzrechts steht. 

In dem Verfahren ging es um ei-
nen Mann, der eine so genannte 
Mehrarbeitsschicht nicht geleistet 
hat, sie aber gleichwohl vergütet 
bekommen wollte. Er hatte an dem 
Tag das Werksgelände betreten. 
Nach Überprüfung der Aufnahmen 
durch eine am Werkstor angebrach-
te Videokamera wurde aber deut-
lich, dass er das Werksgelände vor 
Schichtbeginn wieder verlassen 
hatte. Auf Basis dieser Aufzeich-
nungen kündigte der Arbeitgeber 
dem Mann. Der Gekündigte argu-
mentierte, die Erkenntnisse dürften 
seiner Meinung nach wegen eines 

Sachvortrags- und Beweisverwer-
tungsverbots im Kündigungsschutz 
nicht berücksichtigt werden. 

Die Revision des Arbeitgebers 
hatte vor dem 2. Senat des Bundes-
arbeitsgerichts (BAG) Erfolg. Dies 
folge aus den einschlägigen Vor-
schriften des Unionsrechts sowie 
des nationalen Verfahrens- und Ver-
fassungsrechts. Dabei  spiele es kei-
ne Rolle, ob die Überwachung in 
jeder Hinsicht den Vorgaben des 
Bundesdatenschutzgesetzes bzw. 
der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) entsprach, heißt es in ei-
ner Pressemitteilung des BAG. 
Aktenzeichen 2 AZR 296/22 

BERECHNUNG DER BETRIEBS-
RENTE – (bag) Wie hoch ist die Be-
triebsrente? Darüber stritt sich eine 
Frau mit ihrem Arbeitgeber vor den 
Arbeitsgerichten. Sie hatte 20 Jahre 
für den Arbeitgeber in Vollzeit ge-
arbeitet, in den 15 Jahren vor dem 
Ausscheiden dann die Arbeitszeit 
reduziert. Die Betriebsrentenzusage 
war darauf abgestellt, dass sie mit 
einem Faktor auf den innerhalb der 
letzten zehn Jahre vor dem Aus-

scheiden Beschäftigungsumfang 
modifiziert wird. Die Klägerin bean-
spruchte jedoch wegen der früher 
geleisteten Vollzeitarbeit eine hö-
here Betriebsrente. Sie argumen-
tierte mit dem Verbot der Diskrimi-
nierung wegen Teilzeitarbeit. 

Die Revision der Klägerin hatte 
vor dem Dritten Senat des Bundes-
arbeitsgerichts (BAG) keinen Erfolg. 
„Bei einer endgehaltsbezogenen 
Betriebsrentenzusage darf, selbst 
wenn diese zudem die erbrachte 
Dienstzeit honoriert, auf das zuletzt 
maßgebliche Entgelt auch bei Teil-
zeitkräften abgestellt werden. Die 
endgehaltsbezogene Betriebsrente 
dient insoweit dem legitimen Zweck 
der Erhaltung des letzten im Er-
werbsleben erarbeiteten Lebens-
standards im Ruhestand. Hierbei ist 
es nicht zu beanstanden, wenn die 
Zusage einen Betrachtungszeitraum 
von zehn Jahren vor dem Ausschei-
den zur Bestimmung des maßgeb-
lichen durchschnittlichen Beschäfti-
gungsumfangs von Teilzeitbeschäf-
tigten zugrunde legt, heißt es in ei-
ner Pressemitteilung des BAG. 
Aktenzeichen 3 AZR 221/22 

A K T U E L L E  U R T E I L E  ........................................................................................................................

Bekifft auf dem 
E-Scooter

(ku) Auf dem E-Scooter, 
da muss die Freiheit 
wohl grenzenlos sein. 
Diesen Eindruck be-
kommt man zumindest 
in den Städten, in denen 
die kleinen Flitzer für 
unkomplizierte Spritz-
touren herumstehen 
– und danach meist her-
umliegen. In Berlin war 
der Polizei ein junger 
Mann aufgefallen, der in 
Schlangenlinien durch 
den Verkehr cruiste. Die 
Blutprobe wies einen 
hohen THC-Wert auf. 
Der Mann gab sogar an, 
jeden Tag Cannabis zu 
konsumieren und den-
noch Auto zu fahren. Ein 
Scherz, wie er sich spä-
ter zu rechtfertigen ver-
suchte. Die Fahrerlaub-
nisbehörde forderte ihn 
daraufhin auf, innerhalb 
von drei Monaten ein 
medizinisch-psychologi-
sches Gutachten zu sei-
ner Fahreignung einzu-
reichen. Als das nicht 
rechtzeitig eingereicht 
wurde, entzog sie den 
Führerschein mit soforti-
ger Wirkung. Dagegen 
legte der Mann per Eil-
antrag Widerspruch ein. 
Diesen wies das Ver-
waltungsgericht Berlin 
ab. Laut der Plattform 
 kostenlose-urteile.de 
argumentierte das Ge-
richt, die Behörde müsse 
dann den Führerschein 
entziehen, wenn sich 
jemand als ungeeignet 
zum Führen eines Kraft-
fahrzeugs erweise. Das 
nicht vorgelegte Gutach-
ten hätte klären müssen, 
ob der Mann einmalig 
nach Cannabis-Konsum 
ein Fahrzeug geführt 
habe oder ob das regel-
mäßig vorkomme. Das 
sei auch beim erlaubnis-
freien Fahren mit einem 
E-Scooter zu beachten. 
Aktenzeichen 
11 L 184/23

A U C H  D A S  N O C H  Gelebte Solidarität 
JUSTIZ – DGB Rechtsschutz GmbH wurde vor 25 Jahren gegründet 

(dgb-rs) Vor 25 Jahren wurde die 
DGB Rechtsschutz GmbH als Rechts-
dienstleisterin für Gewerkschafts-
mitglieder gegründet. Doch ihre 
Aufgabe, die Mitglieder der DGB-
Gewerkschaften rechtlich bei Strei-
tigkeiten mit Arbeitgebern oder 
 Sozialbehörden zu unterstützen, ist 
dabei so alt wie die Gewerkschafts-
bewegung selbst. Zuvor war der 
Rechtsschutz beim DGB angesiedelt. 

Ein Grund für die Umorganisation 
war der Kostendruck. In den 1990er 
Jahren sank die nach der Wieder-
vereinigung auf 12 Millionen ange-
wachsene Mitgliederzahl innerhalb 
des DGB erheblich. Zum anderen 
sollten sich die Rechtssekretär*in-
nen ganz dem juristischen Kernge-
schäft widmen können. Daher wur-
de die DGB-Rechtsschutz GmbH als 
Tochter des DGB gegründet. 

Heute arbeiten in der DGB Rechts-
schutz GmbH 383 Rechtsschutzse-
kretär*innen und 337 Verwaltungs-
angestellte in 117 Büros beschäf-
tigt. Im Jahr 2022 haben sie 105 100 

neue Verfahren bearbeitet. Diese 
verteilen sich etwa hälftig auf das 
Arbeits- und das Sozialrecht. 

Im Arbeitsrecht lag der Schwer-
punkt der Verfahren beim Arbeits-
entgelt (36,1 Prozent), gefolgt von 
Streitigkeiten um den Bestand des 
Arbeitsverhältnisses wie Kündigung 
und Befristung (18,1 Prozent). Im 
Sozialrecht nehmen Verfahren um 
die Anerkennung der Schwerbehin-
derteneigenschaft den größten 
Raum ein (16,8 Prozent), gefolgt 
von Streitigkeiten um Arbeitslosen-
versicherung (10,8 Prozent) und 
Rentenversicherung (10,8 Prozent). 
Insgesamt hat der DGB-Rechts-
schutz im vergangenen Jahr rund 
213 Millionen Euro für die Mitglie-
der der Einzelgewerkschaften er-
stritten. Dabei tritt die Rechtsschutz 
GmbH nicht nur bundesweit und in 
allen Instanzen vor Arbeits- und So-
zialgerichten sowie im Beamten-
recht auf, sondern auch vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
und dem Europäischen Gerichtshof 

für Menschenrechte (EGMR). Über 
seine Kernaufgabe der Rechtsver-
tretung hinaus ist die DGB Rechts-
schutz GmbH Ansprechpartnerin für 
Betriebs- und Personalräte. Ehren-
amtliche Richter*innen werden re-
gelmäßig geschult. 

„Als qualifizierter Rechtsdienst-
leister steht die Rechtsschutz GmbH 
heute an der Seite der Gewerkschaf-
ten für deren Ziele. Im Mittelpunkt 
der Beratung steht dabei der Man-
dant mit seinem individuellen Anlie-
gen. Die Dienstleistung ist für das 
Gewerkschaftsmitglied in seinem 
Gewerkschaftsbeitrag enthalten, so 
dass keine weiteren Kosten anfallen. 
Damit praktiziert der gewerkschaft-
liche Rechtsschutz gelebte Solidari-
tät im Geiste des historischen Auf-
trags“, heißt es in einer Veröffentli-
chung der DGB Rechtsschutz GmbH 
anlässlich des Jubiläums. 

Weitere Infos zur Arbeit der DGB 
Rechtsschutz GmbH, zu aktuellen 
Fällen und Erfolgen aus der jüngs-
ten Zeit unter kurzelinks.de/pyzb 

https://kostenlose-urteile.de
https://kurzelinks.de/pyzb
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Berichte von der Basis
In den kommenden Ausgaben der ver.di 
news stellen wir in loser Folge die Arbeit 
einzelner Vertrauensleute vor. Wer Inter-
esse hat, von seinen Erfahrungen zu 
berichten, melde sich bitte unter heike.
langenberg@verdi.de. Dazu ist es 
nicht nötig, bereits ausführliche Berichte 
zu schicken, es reicht erst mal, die Be-
reitschaft zum Interview zu signalisieren.

Hoher 
 Stellenwert
„Vertrauensleute haben 
den engen und direkten 
Kontakt zur Belegschaft 
– und deren Vertrauen. 
Die gesetzliche Interes-
senvertretung kann nicht 
überall sein. Ihre perso-
nellen und zeitlichen Res-
sourcen sind begrenzt. 
Aber viele Vertrauensleu-
te machen vieles möglich. 
Gewerkschaftliche Ziele 
und Forderungen erarbei-
ten, das geht nur mit den 
Vertrauensleuten und 
nicht ohne sie. Forderun-
gen umzusetzen und Er-
gebnisse zu vermitteln, 
auch das geht oft nur mit 
den Vertrauensleuten. 
Und schließlich: Für die 
Mitglieder da sein und 
neue Mitglieder gewin-
nen, das geht nur mit den 
Vertrauensleuten und 
nicht ohne sie. Deshalb 
ist Vertrauensleutearbeit 
so wichtig und hat in  
ver.di einen sehr hohen 
Stellenwert. Den Frauen 
und Männern, die sich 
dafür zur Wahl stellen, 
gebührt Respekt und Un-
terstützung ihrer Gewerk-
schaft. Denn die Bedin-
gungen, unter denen sie 
als VL arbeiten, sind oft 
nicht einfach – aber die 
Herausforderung und die 
Möglichkeit, gewerk-
schaftspolitisch Erfolge zu 
erzielen, sind lohnens-
wert.“

Aus dem VL-Handbuch 
von ver.di

A U S Z U G Berichte von der Basis
VERTRAUENSLEUTE – 10. Konferenz auf Bundesebene in Gladenbach

(red./hla) Vertrauensleute leisten 
betriebliche Basisarbeit für ver.di. 
Sie sind ein wichtiges Bindeglied zu 
den ver.di-Mitglieder in Betrieben 
und Dienststellen. Alle zwei Jahre 
treffen sie sich bundesweit, um sich 
zu vernetzen und Erfahrungen im 
betrieblichen Alltag und bei der An-
sprache von Mitgliedern auszutau-
schen. In diesem Sommer war es 
wieder so weit. Ein Wochenende 
lang kamen 77 Vertrauensleute und 
Aktive im ver.di-Bildungszentrum 
Gladenbach zusammen.

Praxisberichte von drei ehrenamt-
lichen Aktiven gaben mit ihren in-
haltlicher Impulsen zu neuen For-
men von betrieblichem Engagement 
einen guten Start in die Konferenz: 
Eine Kollegin aus der Uniklinik Gie-
ßen-Marburg erzählte von der gera-
de erfolgreich abgeschlossenen Ta-
rif-Erschließungskampagne; danach 
folgte ein Kollege mit seiner leben-
digen Darstellung zum innovativen 
Strukturaufbau und dem Empower-
ment von  Streikdelegierten bei der 
Berliner Stadtreinigung, und eine 
Kollegin berichtete von der wegwei-
senden ChaVantes-Tarifkampagne 
bei Berliner Krankenhäusern.

Im weiteren Verlauf der Konferenz 
haben die Vertrauensleute und Akti-

ven in verschiedenen Workshops 
wichtige Themen und Inhalte wie 
Ansprachetechniken, Mobilisierung 
in Tarifrunden, Öffentlichkeits- und 
Kampagnenarbeit im Betrieb und 
Projektmanagement diskutiert und 
erprobt. Mittels der Workshopme-
thode Worldcafé wurde herausge-
arbeitet, mit welchen Motivationen, 
Werkzeugen und Anforderungen 
die Kolleg*innen ihre betriebliche 
Arbeit vor Ort gestalten.

Breiten Raum nahm auch der in-
tensive persönliche Austausch unter 
den Teilnehmenden ein. Hier wurde 
über den Tellerrand der eigenen Ar-
beit hinaus diskutiert und die Ver-
netzung untereinander intensiviert.

Eine Vereinbarung am Ende die-
ser Konferenz war, in zwei Jahren 
hier anzuknüpfen und der Vertrau-
ensleutearbeit in ver.di mit innovati-
ven Sichtweisen und Herangehens-
weisen in der Mitgliedergewinnung, 
-mobilisierung und -aktivierung mit 
diesem Format Raum und Aus-
tausch zu bieten.

So sagte eine Kollegin, die bei der 
Deutschen Post Vertrauensfrau ist, 
für sie sei insbesondere dieser eine 
gute Gelegenheit gewesen, andere 
Bereich kennenzulernen. Zwar sei 
nicht alles eins zu eins übertragbar, 

allerdings habe sie viele Infos be-
kommen, die sie auch gerade in Sa-
chen Mitbestimmung in Zukunft 
nutzen wolle. Sie hob insbesondere 
das ver.di-Angebot hervor, als Tarif-
botschafterin in aktuellen Tarifrun-
den zeitnah Infos zum Stand der 
Verhandlungen zu bekommen, mit 
denen sie dann im Betrieb die Kol-
leg*innen informieren könne.

Eine weitere Kollegin aus dem 
Krankenhausbereich ging mit dem 
Gefühl nach Hause, dass die Umor-
ganisation innerhalb ver.di gerade 
viel Energien freisetze, mit der auch 
viel Bewegung in die Basisarbeit der 
Vertrauensleute komme. Diese müs-
se man nutzen, dazu sei auch die 
Arbeit der Vertrauensleute wichtig.

Mehr zu VL-Arbeit in ver.di unter 
t1p.de/verdi-vertrauensleute

Weniger Geld für Urlaub
EUROSTAT – Inflation vermiest immer mehr Menschen eine Auszeit

(red.) Den Sommer verbinden viele 
Menschen mit Urlaub. Eine Auszeit 
vom Alltag, die sich allerdings im-
mer mehr Menschen nicht mehr 
leisten können. Die inflationsbe-
dingt steigenden Lebenshaltungs-
kosten machen Urlaubsreisen im-
mer öfter unbezahlbar. Zahlen des 
Statistischen Amts der Europäi-
schen Union, Eurostat, belegen, 
dass die Kosten für Urlaubsreisen 
im aktuellen Jahr im EU-Durch-

schnitt um 12,4 Prozent angestie-
gen sind. Im vergangenen Jahr wa-
ren es bereits 11,8 Prozent. Knapp 
20 Prozent der EU-Bürger*innen 
können sich keinen Urlaub mehr 
leisten. Besonders stark war der An-
stieg in Estland, Frankreich, Bulga-
rien Schweden und Tschechien, dort 
lag er zwischen 18 und 31 Prozent. 

Esther Lynch, Generalsekretärin 
des Europäischen Gewerkschafts-
bunds, forderte EU und nationale 

Staats- und Regierungschefs auf, 
endlich die wahren Ursachen der 
Krise anzugehen. Sie sollten wirk-
same Steuern auf Gewinne er heben, 
die die Inflation antreiben. Außer-
dem müssten sie die Tarifverhand-
lungen stärken, „um Lohnerhöhun-
gen als beste Möglichkeit zur Wie-
derherstellung der Kaufkraft der 
 arbeitenden Bevölkerung zu ge-
währleisten“. EGB und ETUI hatten 
die Daten von Eurostat ausgewertet. 
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Es tut weh, diesen Reader zu 
 lesen. 30 Erfahrungsberichte von 
Krankenhausbeschäftigten macht 
die Rosa-Luxemburg-Stiftung in 
dem Schwarzbuch Krankenhaus 
öffentlich, zusammengetragen 
wurden sie von einem Kollektiv 
von Krankenhausbeschäftigten, 
die das Schweigen brechen wol-
len. Wobei die Zustände in den 
Krankenhäusern, die durch über-
lastetes und fehlendes Personal 
entstehen ja nicht neu und unbe-
kannt sind. Aber in der Wucht, 
wie sie hier auf die Lesenden ein-
prasseln, sind sie eindrucksvoll. 
Es bleib zu hoffen, das Politi-
ker*innen und Verantwortliche 
diesen Reader lesen – und Konse-
quenzen daraus ziehen.

Gesammelt wurden die Berich-
te übrigens während der ge-

werkschaftlich organisierten 
Streiks, mit denen an über 20 
Unikliniken bereits konkrete Er-
folge erzielt werden konnten. 
Verbesserte Personalbemessun-
gen, tatsächliche Konsequenzen 
für die Arbeitgeber bei deren 
Unterschreiten, mehr Freizeit 
und Entlastung für das Personal 
wurden in Tarifverträgen gere-
gelt. Erste Schritte hin zu mehr 
Entlastung, Erfolg einer emanzi-
patorischen Krankenhausbewe-
gung, die diese Missstände um 
Gesundheitswesen bekämpft 
und benennt.

„Kliniken sind am Limit. Men-
schen sterben, weil am Personal 
gespart wird. Täglich spielen sich 
unvorstellbare Szenen ab. Von 
Neugeborenen, die ins Leben 
stürzen, weil keine Hebamme da 
ist, um sie aufzufangen, über 
 Patient*innen, die nicht davon 
abgehalten werden können, sich 
im Krankenhaus das Leben zu 
nehmen, weil die Kolleg*innen 
am Limit arbeiten, bis hin zu 
Menschen, die in Wartezimmern 
unbemerkt versterben“, lautet 
die nüchterne Zusammenfassung 
des Buches in der Einleitung. 
 Erschreckend ist auch, dass es 
zwar Einzelfälle sind, aber Einzel-
fälle, wie sie immer wieder täg-
lich in den Kliniken vorkommen. 

Zwischen den Berichten kom-
men eine Intensivpflegerin und 
ein Anwalt zu Wort. Die Kollegin 

 
 

 Erschreckendes Zeugnis
S C H W A R Z B U C H  K R A N K E N H A U S – Beschäftigte berichten aus ihrem Alltag

John Wayne

„Ich glaube, das 
Standardmodell, das der 

eine oder andere toll 
findet, ist: John Wayne 

– ganz allein.“

Bundeskanzler Olaf Scholz 
weist im ARD-Sommer-

interview mit Tina Hassel 
Kritik an seinem Führungs-

stil zurück. 
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Die Medienpolitische Tagung von ver.di und DGB findet am 10. und 
11. Oktober im DGB-Haus am Wittenbergplatz in Berlin statt. Unter 
dem Titel „Auf die Inhalte kommt es an! Wie die Öffentlich-Recht lichen 
mit Qualität neu überzeugen können“ wollen wir am 10. Oktober 2023 
diskutieren, wie es besser laufen könnte. Am 11. Oktober treffen sich 
die gewerkschaftlichen Rund funkrät*innen zu internen Beratungen. 
Mehr Infos: rundfunk.verdi.de/medienpolitische-tagung

Das Seminarangebot 2024 von ver.di Bildung + Beratung (ver.di b+b) 
ist online. Unter verdi-bub.de/seminare/seminarfinder sind alle 
Grund-, Aufbau- und Spezialseminare für das kommende Jahr zu fin-
den, egal ob bundesweit oder regional. Die gedruckten Exemplare des 
Jahresprogramms werden Anfang September verschickt.

Zehn Gremien haben es beim Deutschen Personalrätepreis auf die 
Short-List geschafft. Dazu zählen aus dem ver.di-Organisationsbereich 
die JAVen Südwestfunk Baden-Baden, Mainz und Stuttgart, Personal-
rat und SBV der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, der Gesamt-
personalrat der Landeshauptstadt Hannover, der Personalrat des Ma-
gistrats der Universitätsstadt Marburg, der Personalrat des IT-System-
hauses der Bundesagentur für Arbeit in Nürnberg und der Personalrat 
für das Verwaltungs- und technische Personal der Universität des 
Saarlands in Saarbrücken. Die Preisverleihung in fünf Kategorien fin-
det am 15. November im Rahmen des Schöneberger Forums statt. 
Mehr Infos: dprp.de

ROSA-LUXEMBURG- STIFTUNG 
(HRSG.): SCHWARZBUCH 
KRANKENHAUS. DAS 
SCHWEIGEN BRECHEN,  
MAI 2023, KOSTENLOSER 
DOWNLOAD UNTER  
ROSALUX.DE/PUBLIKATION/
ID/50301/SCHWARZBUCH-
KRANKENHAUS

berichtet vom Kampf für mehr 
Entlastung, der Jurist berichtet 
über rechtliche Grundlagen des 
Widerstands. Das Buch ist ein er-

schreckendes Zeugnis vom Alltag 
der Beschäftigten, aber auch der 
Patient*innen und von deren An-
gehörigen. Heike Langenberg

HERAUSGEBERINNENKOLLEKTIV

SCHWARZBUCH 
KRANKENHAUS 
DAS SCHWEIGEN 
BRECHEN
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